
Hinweise zur Nutzung der Excel-Berechnungshilfe zu  
teilweisen Unterhaltspflichten 

In der Praxis wird oft von den Gerichten nach § 850c Abs. 6 ZPO durch Beschluss festgelegt, dass 
Ehegatten und/oder Kindern nur zur Hälfte (oder zu anderen Bruchteilen) zu berücksichtigen sind. 
Dies kann nicht exakt dadurch gelöst werden, dass ein Mittelwert zwischen den in der 
Pfändungstabelle ausgewiesenen Beträgen gebildet wird (s. das Beispiel von Grote, InsbürO 2017, 
128 ff.). 

Eine Bezugnahme auf die Tabelle ist nach § 850c Abs. 6 ZPO in diesen Fällen nicht erlaubt, der 
Fall ist vielmehr mithilfe des Gesetzes zu lösen. 

In § 850c Abs. 1 ZPO wird bestimmt, was pfändbar ist. Hier die verkürzte Version des Gesetzes 
in der Fassung ab 01.07.2021: 

§ 850c ZPO Pfändungsgrenzen für Arbeitseinkommen 
(1) Arbeitseinkommen ist unpfändbar, wenn es, je nach dem Zeitraum, für den es gezahlt wird, nicht mehr 
als 
1. 1 252,64 Euro monatlich, 
... 
beträgt. 
(2) Gewährt der Schuldner auf Grund einer gesetzlichen Verpflichtung seinem Ehegatten, einem früheren 
Ehegatten, seinem Lebenspartner, einem früheren Lebenspartner, einem Verwandten oder nach den §§ 
1615l und 1615n des Bürgerlichen Gesetzbuchs einem Elternteil Unterhalt, so erhöht sich der Betrag nach 
Absatz 1 für die erste Person, der Unterhalt gewährt wird, und zwar um 
1. 471,44 Euro monatlich, 
... 
Für die zweite bis fünfte Person, der Unterhalt gewährt wird, erhöht sich der Betrag nach Absatz 1 um je 
1. 262,65 Euro monatlich. 
... 
(3) Übersteigt das Arbeitseinkommen den Betrag nach Absatz 1, so ist es hinsichtlich des 
überschießenden Teils in Höhe von drei Zehnteln unpfändbar. Gewährt der Schuldner nach Absatz 2 
Unterhalt, so sind für die erste Person weitere zwei Zehntel und für die zweite bis fünfte Person jeweils ein 
weiteres Zehntel unpfändbar. Der Teil des Arbeitseinkommens, der 
1. 3.840,08 Euro monatlich, 
... 
übersteigt, bleibt bei der Berechnung des unpfändbaren Betrages unberücksichtigt. 
... 
(5) Um den nach Absatz 3 pfändbaren Teil des Arbeitseinkommens zu berechnen, ist das 
Arbeitseinkommen, gegebenenfalls nach Abzug des nach Absatz 3 Satz 3 pfändbaren Betrages, auf eine 
Zahl abzurunden, die bei einer Auszahlung für 
1. Monate bei einer Teilung durch 10 eine natürliche Zahl ergibt, 
... 
Die sich aus der Berechnung nach Satz 1 ergebenden Beträge sind in der 
Pfändungsfreigrenzenbekanntmachung als Tabelle enthalten. Im Pfändungsbeschluss genügt die 
Bezugnahme auf die Tabelle. 
 
(6) Hat eine Person, welcher der Schuldner auf Grund gesetzlicher Verpflichtung Unterhalt gewährt, eigene 
Einkünfte, so kann das Vollstreckungsgericht auf Antrag des Gläubigers nach billigem Ermessen 
bestimmen, dass diese Person bei der Berechnung des unpfändbaren Teils des Arbeitseinkommens ganz 
oder teilweise unberücksichtigt bleibt; soll die Person nur teilweise berücksichtigt werden, so ist Absatz 5 
Satz 3 nicht anzuwenden. 
 
Aus diesem Gesetz leitet das BMJ die Pfändungstabelle ab. Leider nur für die Berücksichtigung 
ganzer Unterhaltspflichten. 

Um teilweise Unterhaltspflichten zu berücksichtigen, kann man nicht auf die Tabelle zurück greifen, 
sondern muss man konsequenter Weise auf das Gesetz zurückgreifen und die Erhöhungsbeträge 
in § 850c Abs. 1 ZPO ebenso dividieren wie die prozentualen Zuschläge in Abs. 2. 



Zuvor muss das pfändungsrelevante Einkommen noch abgerundet werden auf einen durch 10 € 
teilbaren Betrag (Abs. 5). 

Das alles ist keine Zauberei und lässt sich wunderbar in einer Exceltabelle abbilden, die die 
Autoren gemeinsam entwickelt haben (ausf. dazu Zamaitat, InsbürO 2017, 317 ff.). Hier können 
das pfändungsrelevante Nettoeinkommen und die hälftigen oder (sonstigen bruchteiligen) 
Unterhaltspflichten hinterlegt werden und im Ergebnis wird der pfändbare Betrag angezeigt.  

Hinweis: Ist die Ehefrau nicht zu berücksichtigen, rücken die Kinder in der Spalte nach (BGH vom 
19.05.2004, IXa ZB 310/03 = NJW RR 2004, 1370). 
 


